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Bilaterale Impulse 
für die RegioTriRhena

Die Auswirkung der bilateralen Verträge 
auf die Dreiländerregion rund um Basel

Im Mai 2000 haben die stimmberechtigten Schweizerinnen und Schweizer 
die bilateralen Verträge mit der Europäischen Union deutlich gutgeheissen.

Die Verträge werden voraussichtlich 2001 in Kraft treten 
und in den nächsten Jahren zu einer verstärkten Annäherung 

zwischen der Schweiz und der EU führen.

Bereits heute bestehen enge 
wirtschaftliche, soziale und kul­
turelle Verflechtungen in der 
Dreiländerregion rund um Basel. 
Die Öffnung gegenüber den 
Grenznachbarn gehört mittler­
weile zum politischen Selbstver­
ständnis der RegioTriRhena.
Die bilateralen Verträge mit der 
Europäischen Union (EU) bieten 
nun die Möglichkeit, durch eine 
zusätzliche Öffnung der Märkte 
und durch die Angleichung 
einzelner rechtlicher Grundlagen 
die bestehenden grenzüber­
schreitenden Kontakte zu festi­
gen und zu erleichtern. Zugleich 
sind sie ein <Testlauf> und ein 
Impulsgeber für weitere Integra­
tionsschritte und Kooperations­
aktivitäten in der Zukunft.

Grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit als Basis für eine erfolg­
reiche Umsetzung der bilateralen 
Verträge
Die bilateralen Verträge zwischen 
der Schweiz und der Europäi­
schen Union wurden im Mai 2000 
vom Schweizervolk mit einem 
deutlichen Mehr angenommen 
und werden voraussichtlich im 
Verlaufe des Jahres 2001 in 
Kraft treten. Das Vertragswerk 
vereint die zum Teil gegensätz­
lichen Interessen der Europäi­
schen Union und der Schweiz in 
sieben Einzelbereichen: freier 
Personenverkehr, Liberalisierung 
des Luft- und Landverkehrs, Be­
seitigung technischer Handels­
hemmnisse, gegenseitige Öffnung 
im Bereich des öffentlichen Be­
schaffungswesens und der Land­
wirtschaft sowie Zusammen­
arbeit in der Forschung.

Die deutsch-französisch­
schweizerische Grenzregion am

Manuel Friesecke 
Eric Jakob

Oberrhein wird mit diesen Aus­
wirkungen in besonderem Masse 
konfrontiert sein, denn hier 
besteht auf der Basis geschicht­
licher und kultureller Gemein­
samkeiten und einer gezielten 
Regionalpolitik der Öffnung 
gegenüber den Grenznachbarn 
eine vergleichsweise enge wirt­
schaftlich-soziale Verflechtung: 
Rund 54 000 Grenzgängerinnen 
und Grenzgänger aus Deutsch­
land und Frankreich pendeln 
täglich zur Arbeit in die Nord­
westschweiz. Umgekehrt locken 
Unterschiede im Preisniveau 
Schweizer Einkaufstouristen und 
Restaurantbesucher ins grenz­
nahe Eisass und in den süd­
badischen Raum. Zahlreiche 
Schweizer Firmen haben auf der 
deutschen und der französischen 
Seite Niederlassungen.

Darüber hinaus wurden in 
den letzten Jahren mit finanziel­
ler Unterstützung der Nordwest­
schweizer Kantone, des Bundes 
sowie Privater im Rahmen der 
EU-Förderinitiative Interre g 
zahlreiche grenzüberschreitende 
Partnerschaften, Netzwerke und 
Einzelprojekte in den verschie­
densten Bereichen realisiert. 
Stellvertretend seien hier der
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oberrheinische Museumspass mit über 140 ange­
schlossenen Museen, die trinationale Ingenieur­
ausbildung an den Standorten Muttenz, Lörrach 
und Mulhouse, das Bio Valley-Netzwerk für Start­
ups im Bereich der Life Sciences oder das ober­
rheinische Schulbuch genannt.

Dies alles ist Beleg für die bereits bestehenden 
grenzüberschreitenden Verflechtungen in der 
RegioTriRhena, die nunmehr eine über die bereits 
geltenden Abkommen weit hinaus reichende Im­
pulsierung erfahren werden. Nachfolgend versu­
chen wir die möglichen regionalen Auswirkungen 
der einzelnen Abkommen aufzuzeigen.

Regionale Auswirkungen
der sieben sektoriellen Abkommen
Das <Abkommen über den freien Personenverkehr 
wird wohl die grössten Auswirkungen auf die 
Schweiz und insbesondere auf die Schweizer Grenz­
regionen haben. Der Haupteffekt dieses Vertrages 
ist die erleichterte Anstellungsmöglichkeit qualifi­
zierter Arbeitskräfte aus der EU für den Schweizer 
Werkplatz. Die Möglichkeit, ohne Frist und sons­
tige Einschränkungen Arbeitskräfte aus einem po­
tenziell über 380 Millionen Personen zählenden 
Arbeitsmarkt zu beziehen, wird zur Wettbewerbs­
fähigkeit des schweizerischen Wirtschaftsstand­
ortes positiv beitragen.

Die von der Personenfreizügigkeit hauptsäch­
lich betroffenen Schichten sind gut qualifiziert und 
somit auch nur unter der Bedingung relativ hoher 
Entlohnung bereit, von dieser Möglichkeit Gebrauch 
zu machen. Die Statistiken der letzten Jahre zei­
gen, dass ärmere Bevölkerungschichten der EU 
kaum mehr von der Schweiz angezogen werden 
und dass die hiesigen Arbeitgeber für sie auch 
immer weniger eine Verwendung haben. Zudem 
hat die Einführung der Personenfreizügigkeit 
innerhalb der EU im Jahr 1993 gezeigt, dass die 
Grenzöffnung keineswegs zu grossen Migrations­
strömen führt. Daher lässt sich der Schluss ziehen, 
dass das Einwanderungspotenzial aus dem EU­
Raum insgesamt eher bescheiden ist.

Die durch die Personenfreizügigkeit vom 
Schweizer Werkplatz angezogenen Personen wer­

den natürlich innerlandes arbeiten, aber nicht 
unbedingt hier auch Wohnsitz nehmen, weil die 
Wohnungsmärkte in Frankreich und Deutschland 
flexibler und preisgünstiger sind. Im Grossraum 
Basel wird dies voraussichtlich zu einem Anstieg 
der Zahl der Grenzgänger führen. Auch für die 
bereits ansässige Bevölkerung im grenznahen Aus­
land wird der Grenzgängerstatus aufgrund weit 
gehender Erleichterungen (längere Gültigkeits­
dauer der Bewilligung, berufliche und geografische 
Mobilität, Möglichkeit selbstständiger Erwerbs­
tätigkeit usw.) an zusätzlicher Attraktivität gewin­
nen. Diese Erleichterungen werden zudem, im 
Gegensatz zu vielen anderen Regelungen der Per­
sonenfreizügigkeit, sofort mit dem Inkrafttreten 
der Verträge und ohne Vorbehalte gelten.

Neu werden zusätzlich auch EU-Bürger aus 
Staaten ohne gemeinsame Grenze mit der Schweiz 
(z.B. Spanier, Portugiesen, Engländer) das Recht 
haben, sich im grenznahen Frankreich oder 
Deutschland niederzulassen und als Grenzgänger 
in der Schweiz zu arbeiten. In Berücksichtigung 
des insgesamt eher bescheidenen Wanderungs­
potenzials innerhalb der EU werden aber wahr­
scheinlich nur wenige von dieser Möglichkeit Ge­
brauch machen.

Eine kurz- oder mittelfristige Angleichung des 
Lohnniveaus aufgrund der verstärkten grenzüber­
schreitenden Integration des Arbeitsmarktes ist 
wenig wahrscheinlich. Dies lässt sich am Beispiel 
anderer Regionen an der EU-Binnengrenze nach­
weisen, wo trotz freien Personenverkehrs seit bald 
zehn Jahren nach wie vor beträchtliche Lohn­
niveau-Unterschiede bestehen. So liegt beispiels­
weise das durchschnittliche Verdienstniveau in 
Baden-Württemberg um rund 50 Prozent höher als 
im Eisass, wobei die Unterschiede im produzieren­
den Gewerbe deutlich grösser sind als im Dienst­
leistungsbereich. Ein durch die Personenfreizügig­
keit verursachtes Salärdumpingrisiko ist relativ 
klein, und dies sowohl aus juristischen (flankieren­
de Massnahmen) als auch aus wirtschaftlichen 
Gründen (Wachstum des allgemeinen Wohlstandes). 
Am ehesten dürften, falls überhaupt, die höher 
qualifizierten und bis anhin relativ stark geschütz-
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ten Berufe, wie zum Beispiel Zahnärzte, Berater, 
Architekten, Ingenieure, unter Druck geraten.

Für alle Arbeitnehmer, die während ihres Er­
werbslebens in verschiedenen Ländern der EU und 
der Schweiz tätig waren, wirkt sich die bessere 
Koordination der Sozialversicherungssysteme im 
Rahmen des Abkommens über die Personenfrei­
zügigkeit durchaus positiv aus, zum Beispiel durch 
die Anrechnung von Versicherungszeiten aus allen 
Vertragsstaaten. Die Neuregelung der Kranken­
versicherung, dass nämlich Arbeitnehmer zukünf­
tig generell an ihrem Arbeitsort beziehungsweise 
im betreffenden Land sich versichern lassen 
müssen, hat bei den elsässischen Grenzgänger­
organisationen heftigen Protest ausgelöst. Demnach 
müssten sich die französischen Grenzgänger gegen 
Krankheit neu in der Schweiz versichern lassen, 
was natürlich tendenziell teurer ist als in Frank­
reich. In der Tat hat Frankreich im Gegensatz zu 
den anderen EU-Nachbarstaaten der Schweiz die 
Option, für Grenzgänger hier eine Sonderregelung 
zu treffen, zunächst nicht genutzt. Dies soll nun 
aber voraussichtlich nachgeholt werden.

Entgegen einer weit verbreiteten Meinung wer­
den wahrscheinlich nur wenige zurzeit in der 
Schweiz Wohnansässige aufgrund der bilateralen 
Verträge ihren Hauptwohnort nach Frankreich 
oder Deutschland verlegen. Tatsächlich besitzen 
Schweizer bereits heute das Recht, sich im Eisass 
niederzulassen, auch wenn sie weiterhin in der 
Schweiz arbeiten. Es machen aber nur relativ 
wenige von dieser Möglichkeit Gebrauch. Gemäss 
Angaben der französischen Behörden sind nur 
rund 2500 Schweizer und Schweizerinnen offiziell 
im Eisass wohnhaft (Stand April 2000). Es gilt 
zudem zu berücksichtigen, dass Personen, die aus 
der Nordwestschweiz in Richtung Eisass oder 
Baden-Württemberg umziehen, aber gleichzeitig 
ihren Arbeitsplatz in der Schweiz behalten, mögli­
che Einbussen im Falle einer Arbeitslosigkeit in 
Kauf nehmen müssen, da Arbeitslosenentschädi­
gungen nach Massgabe der geltenden Regelungen 
im Wohnsitzstaat zugesprochen werden. Vor allem 
für Familien mit nur einer erwerbstätigen Er­
ziehungsperson wird ein solches Risiko bei der

Evaluation eines möglichen Umzugs eine nicht zu 
unterschätzende Bedeutung haben. Generell be­
einflussen nicht nur ökonomische Gründe die 
Wohnsitzwahl, sondern unabhängig von den bila­
teralen Verträgen spielen eine Vielzahl weiterer 
Fakten, vor allem sozialer und kultureller Art, eine 
Rolle.

Mit dem Inkrafttreten des cLuftverkehrsab- 
kommens> kann mit mehr europäischen Flügen von 
und nach Basel gerechnet werden, da der Wett­
bewerbsdruck steigt. Davon wird der Wirtschafts­
standort RegioTriRhena natürlich insgesamt 
profitieren, ist doch der EuroAirport Basel-Mul­
house-Freiburg ein wichtiger regionaler Arbeit­
geber. Die Flugpreise Schweizer Fluggesellschaften 
und für Flüge nach der Schweiz werden bei ver­
mehrtem Wettbewerb tendenziell günstiger. Durch 
die Liberalisierung wird der Flugverkehr auch in 
der Region wachsen und damit die Forderung nach 
hinreichendem Immissionsschutz für die Bevölke­
rung im Bereich der tangierten Flugzonen ver­
stärken.

Die sich auf der Durchgangsstrecke Basel- 
St.Gotthard-Chiasso befindenden Kantone wer­
den am meisten von den Beeinträchtigungen des 
<Landverkehrsabkommens> betroffen sein. Die 
Schwerverkehrsabgabe (LSVA), die NEAT und die 
flankierenden Massnahmen sollten jedoch den 
Transitverkehr beschränken helfen. Der Kanton 
Basel-Stadt ist von diesem Abkommen als Grenz­
kanton und Zollabfertigungsstelle betroffen. Ge­
mäss Angaben der Basler Wirtschaftsverbände sind 
die in der Umgebung von Basel bestehenden Bahn­
verlade Vorrichtungen für Lastwagencontainer je­
doch noch nicht ausgelastet. Damit aber die Region 
ihrer Aufgabe als Verkehrsknotenpunkt auf der 
europäischen Nord-Süd-Achse weiterhin gerecht 
werden kann, ist ein Ausbau der Infrastruktur zu­
künftig unvermeidbar. Im Vordergrund steht dabei 
vor allem ein durchgehender viergleisiger Ausbau 
der badischen Rheintalstrecke, um für den Güter­
verkehr beziehungsweise den kombinierten Ver­
kehr Strasse-Schiene neue Kapazitäten zu schaffen.

Das <Abkommen über die Beseitigung techni­
scher Handelshemmnisse> wird die Wettbewerbs-
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fähigkeit der Schweiz sowohl in den Bereichen der 
Forschung und Produktion als auch insbesondere 
in der Exportfähigkeit stärken. Die neuen Rege­
lungen ermöglichen den wirtschaftlichen Akteuren 
einen Zeitgewinn bei der Vermarktung sowohl 
schweizerischer als auch europäischer Produkte auf 
den jeweiligen Märkten. Besonders die beidseits 
des Rheins ansässige Pharma- und Chemieindustrie 
erhofft sich von diesen Bestimmungen entschei­
dende Vorteile. Profitieren werden aber auch der 
Maschinenbau, die Telekommunikation und Unter­
nehmen im Bereich der Medizinaltechnik. Da die 
deutschen Behörden allerdings bereits jetzt in 
manchen wirtschaftlichen Bereichen die schweize­
rischen Konformitätsbewertungen anerkennen, 
werden die Erleichterungen durch das Abkommen 
über technische Handelshemmnisse nicht überall 
im gleichen Ausmass spürbar sein. Ohnehin wer­
den gewisse Handelshemmnisse ohne Beitritt der 
Schweiz zur Europäischen Union bestehen bleiben, 
nämlich: die Zollhemmnisse bezüglich der Her­
kunftsregeln der Produkte, technische Hemmnisse 
in den nicht harmonisierten Bereichen, Steuer­
hemmnisse (Mehrwertsteuer) und eingeschränkter 
Grenzübertritt (Schengen).

Das <Abkommen über das öffentliche Beschaf­
fungswesen> betrifft hauptsächlich die Gemeinden. 
Da die gewinnträchtigen kantonalen und eidgenös­
sischen Aufträge jetzt schon WTO-konform aus­
geschrieben werden und die Schweiz auch ganz 
allgemein eine Vielzahl von Liberalisierungs­
massnahmen in den letzten Jahren eingeleitet hat, 
wird der Vertrag über das öffentliche Beschaf­
fungswesen keine einschneidenden Auswirkungen 
auf die Schweizer Wirtschaft haben. Im Raume 
Basel stehen Gemeindeaufträge jetzt schon für 
deutsche und französische Unternehmen offen. 
Sowohl Schweizer wie auch EU-KMU (Kleine und 
Mittlere Unternehmen) sind auf beiden Seiten der 
Grenze tätig, so dass in Gewerbekreisen kaum 
Befürchtungen bezüglich eines grösseren Konkur­
renzdruckes bestehen.

Das <Abkommen über den Handel mit landwirt­
schaftlichen Erzeugnissen wird den Export von 
Milchprodukten erleichtern sowie auch anderer

landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Man erwartet 
aber keinen beträchtlichen Zuwachs des europäi­
schen Konkurrenzdrucks. Der in der Region Basel 
übliche lokale Einkaufstourismus wird wohl be­
stehen bleiben, da die Öffnung partiell bleibt und 
nur bestimmte Produktgruppen umfasst. Zudem 
gilt es zu berücksichtigen, dass nicht nur der Preis 
für den Schritt über die Grenze entscheidend ist, 
sondern auch die unterschiedlichen Produkte sowie 
die Qualität der Ware.

Das <Forschungsabkommen> wird die Einbin­
dung in die europäische Zusammenarbeit zwischen 
Universitäten und Instituten sowohl in der Grund­
lagen- wie auch in der angewandten Forschung 
erleichtern. Für die Region Basel als bedeutenden 
Industriestandort besitzt dieses Abkommen natür­
lich einige Relevanz. Die Grossindustrie wird von 
den besseren Mitentscheidungs- und Führungs­
möglichkeiten in konkreten angewandten For­
schungsbereichen profitieren und die Universität 
Basel wird gegebenenfalls ihre bereits jetzt beste­
hende Zusammenarbeit im Rahmen der <Euro­
päischen Konföderation der Oberrheinischen Uni­
versitäten) (EUCOR) noch weiter ausbauen.

Nicht alle grenzüberschreitenden Hindernisse 
werden beseitigt
Mit den bilateralen Verträgen kommt es nur in den 
mit den sieben sektoriellen Einzelbereichen ab­
gedeckten Bereichen zu einer Liberalisierung zwi­
schen der Schweiz und der EU. Auf vielen anderen 
Gebieten werden wie bis anhin Hindernisse be­
stehen bleiben. So kommt es zollseits mit den Ver­
trägen nur zu Erleichterungen in einzelnen Be­
reichen des Agrarhandels. Ansonsten werden die 
Ein- und Ausfuhrkontrollen im Warenverkehr wie 
bis anhin den Grenzübertritt erschweren.

Die Öffnung des Wohn- und Arbeitsmarktes 
durch die bilateralen Verträge wird nur für EU­
Bürger und Personen mit Schweizer Nationalität 
gelten. Hier ist zu beachten, dass sowohl in der 
Nordwestschweiz wie auch im angrenzenden 
Deutschland und in Frankreich sehr viele Dritt­
staatsangehörige, vor allem osteuropäischer und 
afrikanischer Herkunft, ansässig sind. Dieser
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Personenkreis wird nicht von der Liberalisierung 
profitieren können.

Ferner sind auch die unterschiedlichen gesetz­
lichen nationalen Regelungen zu berücksichtigen. 
Diese haben eine grundlegende Bedeutung im 
Berufsleben sowie im Lebensalltag, womit sich bei 
einem Schritt über die Grenze wie bis anhin die 
Frage nach den gesetzlichen Regelungsinhalten des 
anderen Landes stellt. Dies spielt vor allem eine 
Rolle im Bereich des Arbeitsrechts, des Handels­
rechts, des Sozialversicherungsrechts sowie in 
anderen Gebieten. Zudem wird sich die Schweiz 
nicht an der Währungsunion beteiligen, wodurch 
für Unternehmen und Private das Währungsrisiko 
wie auch der Aufwand bei Geldtransaktionen be­
stehen bleiben.

Ein nicht zu unterschätzender Faktor für den 
Oberrhein ist die Sprachhürde, die es zu bewälti­
gen gilt, sobald Kontakte mit dem Eisass geknüpft 
werden. Dies zeigte sich erst kürzlich wieder bei 
Ausschreibungen, die im Rahmen der Auftragsver­
gabe für den Ausbau des EuroAirport Basel-Mul- 
house-Freiburg, der sich auf französischem Ter­
ritorium befindet, erfolgten: So stellte sich für 
Schweizer Unternehmen das Problem, dass Offert­
eingaben gemäss den geltenden Eingabevorschrif­
ten teilweise in Französisch zu erfolgen hatten.

Welche Perspektiven bieten 
die bilateralen Verträge?
Gemäss einer Studie der BAK Konjunkturforschung 
Basel AG von 1999 werden die bilateralen Verträge 
positive Auswirkungen auf die Binnenkonjunktur 
haben. Diese Auswirkungen werden sich in beson­
derem Mass in den Grenzregionen und somit auch 
in der Nordwestschweiz bemerkbar machen. Die 
bilateralen Verträge werden in den nächsten Jah­
ren im Alltags- und Berufsleben zu einer verstärk­
ten Annäherung zwischen der Schweiz und der EU 
führen. Sie bieten die rechtliche Basis für eine 
verstärkte Öffnung gegenüber der EU, dem Haupt­
handelspartner der Schweiz. Für das Oberrhein­
gebiet, die RegioTriRhena und die Dreiländer-Agglo- 
meration Basel stellen die bilateralen Verträge eine 
Chance dar, die bereits bestehenden engen Kon­

takte mit den französischen und deutschen Nach­
barn auf allen Ebenen weiter zu vertiefen und so 
die Vorteile, welche die Verträge den drei Staaten 
und ihren Bürgerinnen und Bürgern bieten, voll 
nutzen zu können.
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